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Anfang 2026 erschütterten die Bilder von den brutal niedergeschlagenen Demonstrationen in Iran die ganze Welt. Diese Proteste kamen nicht aus dem Nichts. Daniela Sepehri erzählt die Vorgeschichte: von Studierenden, Künstler*innen, Müttern, die seit Langem Widerstand leisten, und von Minderheiten und politischen Gefangenen, über die deutsche Medien kaum berichten. Sie blickt auch nach Syrien, Afghanistan und in andere Länder, in denen Menschen unter Lebensgefahr für ihre Freiheit kämpfen.

Daniela Sepehri prangert die Untätigkeit der Welt an und sagt, was in Politik und Medien schiefläuft. Doch ihr Buch gibt auch Anlass zu Hoffnung: In Zeiten, in denen wir angesichts der vielen schlechten Nachrichten oft verzweifelt sind, zeigt sie, wie viel Kraft in den Menschen steckt, die weltweit gegen autoritäre Regime aufstehen.

Daniela Sepehri, geboren 1998 in Paderborn, ist freie Journalistin und Menschenrechtsaktivistin mit iranischen Wurzeln. Sie hat in Berlin Geschichte, Publizistik und Kommunikationswissenschaften studiert und beschäftigt sich vor allem mit den Protestbewegungen in Iran, Flucht und Asyl sowie internationaler Solidarität. Sie schreibt u. a. für den SPIEGEL sowie die Kolumne »Prinzip Hoffnung« in der taz. Sie ist regelmäßig im Austausch mit Aktivist*innen in Iran, hat ein tiefes Verständnis für den inneriranischen Widerstand wie auch für das deutsche medienpolitische System. Seit 2025 ist sie im Board des PEN Berlin.
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Einleitung

Ein Mann sitzt auf einer Straße in Teheran. Allein. Ihm gegenüber stehen rund ein Dutzend schwer bewaffnete Regimekräfte. Er weicht nicht von der Stelle, sitzt da nur, die Arme um die Knie geschlungen.

Es ist eine Szene, die im Januar 2026 um die Welt geht. Sie macht die Lage der Protestierenden in Iran greifbar: Wie viel Mut der Protest erfordert. Wie brutal die Regimekräfte vorgehen. In den folgenden Tagen kommen ähnliche Bilder auch aus anderen iranischen Städten. Junge Menschen, die allein Wasserwerfern gegenüberstehen und nicht von der Stelle weichen. Bilder des zivilen Ungehorsams, Bilder des Mutes.

Was mit dem Mann aus Teheran passiert ist, ist bislang nicht bekannt. Was aber im Juni gemeldet wird: Derjenige, der das Video aufgenommen und auf seinem Social-Media-Kanal verbreitet hat, wurde dafür zu zehn Jahren Haft verurteilt.

Als ich im Oktober 2025 mit dem Schreiben dieses Buches anfing, war ich sehr frustriert. Die »Frau, Leben, Freiheit«-Proteste waren drei Jahre zuvor ausgebrochen, für einen kurzen Moment hatte die Welt auf die Verbrechen geblickt, die das Regime an der eigenen Bevölkerung verübte. Sie hatte den Mut der Menschen in Iran gesehen – und die Protestierenden kurze Zeit später vergessen. Iran war inzwischen nur noch in den Nachrichten, wenn es um das Atomprogramm ging oder um Krieg. »Die Proteste wurden niedergeschlagen«, hieß es immer wieder. Mich hat diese Beschreibung wütend gemacht und tut es bis heute.

Denn was ist eigentlich Protest? Doch viel mehr als Momente, in denen Abertausende auf die Straßen gehen und Parolen rufen! Wenn mich Journalist*innen in Interviews oder Zuschauer*innen bei Veranstaltungen fragen, was von den »Frau, Leben, Freiheit«-Protesten übrig geblieben ist, habe ich den Eindruck, sie hätten erst 2022 bemerkt, dass in der Islamischen Republik Iran Menschen gegen die Terrorherrschaft aufbegehren. Der Protest gegen das Regime begann jedoch nicht mit der Ermordung der Kurdin Jina Mahsa Amini – und endete auch nicht mit der brutalen Niederschlagung dieser Demonstrationen. In dem Land ist Widerstand seit Jahrzehnten Alltag, aber hinsehen tun wir anscheinend nur, wenn Menschen auf den Straßen erschossen werden. Das ist wichtig, keine Frage. Aber was ist mit der Zeit zwischen den Massendemonstrationen? In Iran geht der Widerstand auch dann weiter, wenn sich nicht Tausende auf den Straßen zusammentun, wenn die Welt wegschaut. Der Widerstand lebt und atmet an jeder Straßenecke, in den Gefängnissen, im Privaten, an den Universitäten. Überall. Nur weil wir nicht hinsehen, heißt es nicht, dass es ihn nicht gibt. Im Gegenteil: Der zivile Ungehorsam im Alltag der Bevölkerung bereitet die Grundlage für die nächste Explosion.

Und diese sollte sich im Januar 2026 ereignen. Nachdem die desaströse wirtschaftliche Lage Ende Dezember 2025 Proteste auf dem Teheraner Basar ausgelöst hatte, stellten die Demonstrierenden innerhalb kürzester Zeit die Systemfrage: Sie forderten: »Nieder mit der Islamischen Republik!« Was in den ersten Tagen zunächst zögerlich über das Land rollte, explodierte am 8. Januar zum größten landesweiten Aufstand in der Geschichte der Islamischen Republik. Das Regime stand mit dem Rücken zur Wand – und genau so reagierte es auch: Das Internet wurde landesweit abgeschaltet, und in dieser Dunkelheit wurden die größten Massenmorde in der modernen Geschichte des Landes begangen. Krankenhäuser wurden angegriffen, Protestierende verschleppt oder außergerichtlich hingerichtet. Ersthelfer*innen, die Verletzte auf der Straße behandelten, wurden von hinten erschossen. Regimekräfte schossen von Dächern oder aus nächster Nähe auf friedliche Demonstrierende, die einfach nur Freiheit wollten. Bis heute ist unklar, wie viele ermordet wurden. Quellen sprechen von Zehntausenden. Das Grauen, das die iranische Zivilgesellschaft in diesen Tagen erlebte, ist nicht mit Worten zu beschreiben.

Wenige Wochen später, am 28. Februar 2026, begann mit den israelischen und US-amerikanischen Luftangriffen der Krieg, der sich wie ein Lauffeuer über die gesamte Region ausbreitete. Während die deutsche Öffentlichkeit diskutierte, ob die israelischen und US-amerikanischen Angriffe völkerrechtswidrig seien (sind sie) und ob das iranische Regime Völkerrechtsverbrechen begehe (tut es), scheinen sich die wenigsten noch für die Freiheitsbewegung in Iran zu interessieren. Davon, dass im Schatten des Krieges Tausende festgenommen werden und die Hinrichtungen rasant zunehmen, wird kaum berichtet.

Diese mediale und politische Arroganz gegenüber Protestbewegungen macht mich wütend. Während ich im Juni 2026 die Einleitung meines Buches schrieb, wurden in Afghanistan an nur einem Tag mehr als 20 Frauen in Herat im Zuge einer groß angelegten Operation von den Taliban verhaftet, weil sie angeblich gegen die Kleidungsvorschriften verstoßen hatten. Kurz darauf protestierten dort Menschen dagegen. Auch sie scheint die Welt schon wieder vergessen zu haben. Der Widerstand der afghanischen Zivilgesellschaft gegen die Taliban bleibt ungesehen.

Am selben Tag demonstrierten rund 200 Menschen vor dem syrischen Parlament in Damaskus unter dem Motto »Gesetz und Würde«. Sie forderten unter anderem Rechtsstaatlichkeit, die Aufarbeitung von Menschenrechtsverletzungen und Strafverfolgung für sektiererische Hetze. Diese hatte in den Wochen zuvor zugenommen: Regimenahe Akteure hatten Kampagnen gegen die drusische und alawitische Bevölkerungsgruppe gestreut, um Hass und Hetze zu säen. Nun standen Menschen, auch aus der sunnitischen Dominanzgesellschaft, für die Rechte ihrer Mitbürger*innen ein. Sie hatten nicht jahrelang gegen den Verbrecher Bashar al-Assad gekämpft, nur um zuzusehen, wie der neue Machthaber Ahmed al-Sharaa die Verbrechen fortführte. Diese Menschen wollten aktiv mitgestalten und Syrien zu einem freien und friedlichen Land für alle machen. »Die Küste ist die Arterie und Suweida der Puls Syriens«, stand auf dem Plakat einer älteren Dame, die sich damit mit den Alawit*innen an der syrischen Küste und den Drus*innen im Süden des Landes solidarisierte. Zu schade, dass diese Demonstration in unserer Berichterstattung in Deutschland keinen Platz findet.

Genau deshalb musste ich dieses Buch schreiben: um zu zeigen, dass in Iran und weltweit Menschen für ihre Rechte kämpfen. Wir müssen hinsehen, wir müssen uns solidarisieren. Wenn Menschen teils unter höchster Lebensgefahr für Freiheit protestieren, dann helfen Schweigen und Wegsehen nur denen, die unterdrücken. Wir dürfen uns nicht zu Kompliz*innen der Gewalt machen.

Ich wünsche mir, dass wir lernen, hinzusehen – auch wenn die Welt lieber die Augen verschließt.

Bevor es losgeht, ein kurzer Disclaimer: In diesem Buch spreche ich Themen an, die wehtun. Es wird um schwerste Menschenrechtsverletzungen gehen, um sexualisierte Gewalt, Folter, Mord. Diese Verbrechen sind menschengemacht, und es ist wichtig, dass wir das benennen und besprechen. Pass daher beim Lesen auf dich auf. Es ist in Ordnung, Pausen einzulegen. Wir sind im Widerstand gegen autoritäre Regime – nicht gegen unsere eigene Gesundheit. Aber mir ist auch Folgendes wichtig: Wir können uns entscheiden, ob wir uns mit diesen schweren Themen befassen oder nicht. Viel zu viele Menschen haben diese Wahl nicht, sie leben in dieser Realität, ihnen wird diese Gewalt angetan.


Berlin, im Juni 2026








Kapitel 1 
Der Duft der Revolution

Sommer 2022. Es liegt eine Schwere in der Luft Irans. Ein Gefühl der Schwüle kurz vor dem Gewitter. Es braucht nur einen Tropfen, damit der Sturm endlich aufzieht und die Luft glättet.

Diese Schwere, diese Schwüle hat sich über die Jahre angestaut. Sie hat sich entwickelt aus der Unzufriedenheit der Menschen, die immer ärmer werden, während die Machthabenden immer reicher zu werden scheinen. Iran ist eines der ressourcenreichsten Länder dieser Erde. Doch bei der Bevölkerung kommt wenig an, stattdessen steckt das Regime alles Geld in die eigenen Kriegskassen oder in ihre Proxys, das heißt ihre Stellvertreter oder Verbündeten: die Hamas in Palästina, die Hisbollah im Libanon, die Huthis im Jemen. »Weder Gaza, noch Libanon – mein Leben für Iran«, ist eine Parole, die seit Jahren immer wieder auf den Straßen Irans zu hören ist. Die Mullahs sprechen lieber über Gaza, als sich mit den Bedürfnissen ihrer eigenen Bevölkerung zu beschäftigen.

Nichts tut das Regime gegen die Armut der Menschen, gegen ausbleibende Löhne und Renten, gegen die fehlende Sicherheit an Arbeitsplätzen, die ständig zu Todesfällen führt. Nichts tut das Regime gegen die Klimakrise, die die Seen und Städte langsam, aber sicher austrocknen lässt. Nichts tut das Regime gegen die hohe Arbeitslosigkeit, gegen Korruption und Vetternwirtschaft. Warum auch, schließlich ist es für das meiste aktiv mit verantwortlich.

Was das Regime im Land stattdessen tut: die eigene Bevölkerung unterdrücken. Mit seinen Geheimdiensten (ja, Plural), mit Festnahmen, gewaltsamem Verschwindenlassen, Folter, Haft, Hinrichtungen, Auspeitschungen, Zwangsgeständnissen, Vorführungen im Staatsfernsehen. Mit der Sittenpolizei, die auf den Straßen patrouilliert und jede Frau anhält und quält, die angeblich ihr Kopftuch nicht richtig trägt oder deren Jeans zu eng ist.

»Gasht-e ershad« wird diese Moralpolizei in der Islamischen Republik Iran auch genannt. Sie wurde 2005 geschaffen, um Personen festzunehmen, die sich »unislamisch« kleiden. Also beispielsweise Frauen, die keinen Hijab tragen, oder Männer in kurzen Hosen; auch für Männer gibt es Kleidervorschriften, wenn auch weniger strikt als bei Frauen.

Sie kommen in ihren Minivans. Männer, begleitet von Frauen im schwarzen Tschador. Sie sind überall im Land zu sehen, an öffentlichen Plätzen, auf den Straßen, in den Metros – und sie halten jede Frau ab sieben Jahren an, die entgegen ihrer »Moral« gekleidet ist. Die Betroffenen werden festgenommen und auf eine Polizeistation, manchmal auch direkt in ein Gefängnis gebracht. Sie bekommen dann eine »Unterrichtsstunde«, wie man sich »vorschriftsgemäß« kleidet. Nicht selten werden die Festgenommenen hier misshandelt oder erleben Polizeigewalt.

So auch Sepideh Rashnu. Sie ist nur vier Jahre älter als ich. Eigentlich sollten wir in ähnlichen Lebenssituationen sein. Doch während ich auf dem Heimweg von der Uni in der U-Bahn sitze und dabei Musik höre, wird sie wegen einer Fahrt in einem Teheraner Bus im Juli 2022 unfreiwillig im ganzen Land bekannt: Sie trägt keinen Hijab. Eigentlich sollte das nichts Herausragendes sein. Es ist zwar immer noch verboten, aber die Frauen haben über die Jahrzehnte gegen die strengen Kleidervorschriften protestiert. Mittlerweile sieht man ständig Frauen ohne Hijab auf den Straßen – auch wenn das nach wie vor gefährlich ist.

Sepideh wird von Rayeheh Rabii angesprochen, einer Agentin des Regimes im schwarzen Tschador. Die Sittenwächterin will ihr ein Kopftuch aufzwingen, es kommt zu einem Streit, bei dem sich beide Frauen gegenseitig filmen. »Meine Kamera ist meine Waffe«, heißt die Kampagne der Menschenrechtsaktivistin Masih Alinejad, die im US-amerikanischen Exil lebt und die Frauen im Land auffordert, sich selbst zu filmen, wenn sie angegriffen werden. Zu ihrem eigenen Schutz und um die Taten zu dokumentieren. Das Video des Streits geht in den sozialen Netzwerken viral. Die ganze Welt kann dabei zusehen, wie Sepideh von der Agentin misshandelt wird. Und: Die ganze Welt wird Zeuge der Solidarität der anderen Fahrgäste: Sie springen der jungen Studentin zur Seite und werfen die Agentin des Regimes gemeinsam aus dem Bus. Ein kurzer Sieg, der jedoch nicht lange anhält.

Denn auch Rayeheh Rabii filmt Sepideh und liefert das Material den Behörden, die sie schnell identifizieren und am 16. Juli, wenige Tage nach dem Vorfall, festnehmen. Wie viele andere verschwindet Sepideh in den Händen des Regimes. Niemand aus ihrem Umfeld weiß, wo sie festgehalten wird – bis das ganze Land sie wenige Tage später im Staatsfernsehen der Islamischen Republik Iran sieht, im Kanal IRIB. In einer Live-Ausstrahlung gesteht sie, keinen Hijab getragen zu haben, entschuldigt sich dafür. Sie wirkt gebrochen, in ihrem Gesicht sind blaue Flecken zu sehen. Das Zwangsgeständnis, das offensichtlich unter Folter entstanden ist, wird immer wieder ausgespielt – später aber ohne die Folterspuren, diese werden retuschiert. Dann wird berichtet, dass sie wenige Tage vor dem »Geständnis« wegen innerer Blutungen in ein Teheraner Krankenhaus eingeliefert worden sei. Am 30. August wird sie schließlich aus dem Evin-Gefängnis entlassen, gegen eine Kaution von umgerechnet 29 000 US-Dollar.

Sepideh ist nicht die erste Frau, die festgenommen und im Staatsfernsehen vorgeführt wird, weil sie sich nicht an die Kleidervorschriften gehalten hat. Sie wird auch nicht die letzte sein. Aber ihre Geschichte geht viral, das ganze Land hört davon, auch Iraner*innen im Exil. Viele internationale Medien berichten über die Brutalität der Islamischen Republik gegenüber Frauen, die hier wieder einmal deutlich wird.

Die Luft in Iran wird schwerer, die Schwüle drückender, dunkle Wolken türmen sich am Himmel auf. Der erste Tropfen fällt schließlich am 13. September 2022, als eine junge Kurdin aus Saqqez die Hauptstadt Teheran besucht und von der Sittenpolizei angehalten wird. Sie trägt ein Kopftuch, aber die Wächter finden ihre Kleidung dennoch nicht »islamisch« genug. Sie wird festgenommen, misshandelt, fällt ins Koma und stirbt drei Tage später, am 16. September, im Kasra-Krankenhaus in Teheran.

Mahsa Amini. Das ist der Name, den die Journalistin Niloufar Hamedi an ihrem Krankenbett liest. Sie ist für die Zeitung Shargh Daily vor Ort und trägt die Geschichte in die Welt. Zu diesem Zeitpunkt wissen wir noch nicht, dass Mahsa eigentlich Jina heißt.

Jina bedeutet Leben. Es ist ihr kurdischer Name, den sie nie tragen durfte, weil das faschistische Regime alles Kurdische unterdrücken, am liebsten verbieten möchte. Aus ihrem Umfeld wissen wir aber, dass sie sich selbst Jina nannte. Deshalb nenne ich sie hier nur noch Jina Amini.

Jinas Tod war nicht der erste staatliche Femizid in der Islamischen Republik Iran und wird auch nicht der letzte sein, wie wir später sehen werden. Doch er löst die größte Protestbewegung seit der Entstehung der Islamischen Republik Iran aus. Die Parole: Frau, Leben, Freiheit.

Ein Slogan, der aus der kurdischen Freiheitsbewegung kommt. Mit »Jin, Jiyan, Azadi« haben die Kurdinnen in Rojava den IS besiegt. Frau, Leben, Freiheit – es gibt keine Freiheit ohne die Freiheit von Frauen.

Und dann taucht diese Parole plötzlich in Saqqez auf, in Jinas Heimatstadt, wo sie beerdigt wird. Elaheh Mohammadi ist für die Tageszeitung Ham-Mihan vor Ort und berichtet darüber, wie sich die Frauen ihre Kopftücher vom Kopf reißen und »Frau, Leben, Freiheit« rufen. Sie und Niloufar Hamedi werden im Übrigen für ihre Berichterstattung später festgenommen und zu langen Haftstrafen verurteilt – einfach nur, weil sie ihre Arbeit als Journalistinnen gemacht haben.

Auf Jinas Tod folgen landesweite Proteste. In Kurdistan entfacht, breitet sich das Feuer schnell im ganzen Land aus. Das Gefühl der Schwere ist weg, die schwüle Luft hat sich aufgelöst – das Gewitter ist endlich da. Und das Gewitter heißt »Frau, Leben, Freiheit«. Blitze und Donner kommen von der Jugend, von den Frauen, von den ethnisch und religiös marginalisierten Gruppen. Von Schüler*innen, die in der Grundschule die Bilder von Khamenei von der Wand reißen, darauftreten und ihm den Mittelfinger zeigen. Von Studierenden, die die Geschlechtertrennung eigenmächtig aufheben und gemeinsam Mittag essen, Protestlieder singen und Parolen rufen, Männer und Frauen gemeinsam. Von jungen Frauen, die ihre Kopftücher auf den Straßen verbrennen und tanzen – unter dem Beifall der Männer. Von alten Menschen, die die Hände ihrer Enkelkinder halten und sie auf die Straße begleiten, weil sie für die Zukunft ihrer Nachfahr*innen kämpfen wollen. Von Prominenten – Sportler*innen, Musiker*innen, Schauspieler*innen –, die sich über soziale Netzwerke äußern. Von Arbeiter*innen, die ihre Arbeit niederlegen und streiken. Von politischen Gefangenen, die in den Gefängnissen Parolen rufen und Statements an die Öffentlichkeit schmuggeln.

Diese vielen Blitze schlagen in das Regime ein, entfachen ein Feuer, das die Machthabenden kaum kontrollieren können. Sie haben etwas ausgelöst, diese mutigen Menschen Irans. Etwas, das nicht mehr zurückzudrängen ist.


Wer bestimmt, was wir sehen?

Zum ersten Mal blickt die Welt nach Iran – und zwar richtig. Zugespitzt gesagt wussten viele bis hierhin nicht, was der Unterschied zwischen Iran und Irak ist, verbanden mit Iran immer nur die Mullahs und die Atombombe. Wie oft musste ich Menschen erklären, dass in Iran nicht alle islamistisch sind. Dass es ein Vielvölkerstaat ist, in dem nicht alle automatisch Perser*innen sind. Dass es dort noch andere Religionen gibt als den schiitischen Islam. Und dass sehr, sehr viele Menschen das Regime nicht wollen. Nein, wir tragen nicht alle Turban. Nein, unsere Teppiche fliegen nicht, wir sind hier schließlich nicht bei Disney und Aladins Wunderlampe. Kurz: Irgendwie wusste die breite Öffentlichkeit nicht so viel mit Iran und der Freiheitsbewegung anzufangen – bis die »Frau, Leben, Freiheit«-Proteste ausbrachen und das deutsche Iran-Bild sich grundlegend veränderte.

Es ist nicht so, als hätte es nicht in den Jahren zuvor auch schon große Proteste gegeben, und über einige wurde auch ausführlich berichtet. Ich denke da vor allem an die Grüne Bewegung 2009 nach der Wahlfälschung in Iran. Ich erinnere mich aber auch, dass über die Dey-Proteste 2017/18 und die Aban-Proteste 2019/20 schon weniger berichtet wurde. Die Solidarität aus der nicht iranischen Zivilgesellschaft in Deutschland war kaum vorhanden. In Berlin standen wir auf den Demonstrationen mit einer Handvoll Exil-Iraner*innen. Nicht Betroffene sahen wir kaum. Ich kann mich sogar an feindselige Kommentare erinnern, dass wir den Menschen in Iran nicht die Demokratie aufzwingen könnten – als würde die iranische Bevölkerung nicht selbst nach Freiheit und Demokratie rufen. Als ich 2019 eine Petition startete und darin gezielte Sanktionen gegen die Machthabenden forderte, warf mir ein damaliger Freund – nicht Iraner natürlich – vor, ich würde einen »persönlichen Rachefeldzug führen«. In den Medien wurde jenseits der Massenproteste nur sehr zurückhaltend berichtet. Als im Sommer 2022 mehrere Mütter von 2019 getöteten Protestierenden festgenommen wurden, gab es keinen einzigen Artikel in einer deutschen Zeitung. Ich erinnere mich noch gut daran, wie ich von Redaktion zu Redaktion gelaufen bin, E-Mails geschrieben und sie angefleht habe, über diese Festnahmen zu berichten.

Zwischen Protestierenden und Medien besteht ein großes Machtgefälle. Medien haben die Macht, zu entscheiden, welche Bewegungen Beachtung finden, welche Aspekte dabei betont werden, wie umfangreich die Berichterstattung ausfällt. Aktivist*innen sind darauf angewiesen, gesehen und gehört zu werden. Zahlreiche Studien zeigen, dass die Art und Weise, wie Medien über Proteste berichten, maßgeblich beeinflusst, wie die Öffentlichkeit die Protestbewegung und ihre Anliegen wahrnimmt.
[1] Das gilt sowohl für Demokratien als auch für autoritäre Systeme. Medien können Sympathie und Unterstützung für die Protestierenden in der Bevölkerung fördern, wenn sie die Ziele und Beweggründe der Demonstrierenden betonen. Umgekehrt können sie auch die Demonstrierenden als gefährlich und störend für die gesellschaftliche Ordnung darstellen und dadurch die Proteste schwächen. In Deutschland sehen wir das vor allem an der palästina-solidarischen Bewegung, die seit Jahren medial delegitimiert wird – dazu aber später mehr.

Viele Forscher*innen haben sich mit dem Framing von Protestbewegungen weltweit beschäftigt. Ihre Untersuchungen zeigen, dass Proteste in den meisten Fällen negativ dargestellt werden,
[2] vor allem indem distanzierende Formulierungen verwendet, die Legitimität der Proteste infrage gestellt sowie Gewalt und Konflikte mit der Polizei betont werden.
[3] Ich denke da vor allem an die Demonstrationen nach der Ermordung von George Floyd durch einen Polizisten in den USA. Zwar waren die Proteste überwiegend friedlich, jedoch beschrieben die Medien sie als Akte zivilen Ungehorsams. Dabei wurde der zivile Ungehorsam, der per se eigentlich nichts Verwerfliches ist, negativ dargestellt. Die zentralen Themen der Bewegung, also Antirassismus und Meinungsfreiheit, wurden in den Hintergrund gerückt.

Forscher*innen unterscheiden zwei Hauptformen negativer Berichterstattung. Erstens: Gewalt-Frames, die vereinzelte Ausschreitungen überbetonen und friedliche Proteste ausblenden, während Handlungen der Polizei als legitim und notwendig erscheinen. Zweitens: Frames, die die Ziele der Bewegung als unrealistisch, ineffektiv oder radikal darstellen. Oftmals werden auch beide Strategien in der Berichterstattung kombiniert. Zudem wird die Zahl der Teilnehmenden medial immer wieder heruntergespielt, was eine mangelnde Unterstützung suggeriert. Natürlich gibt es aber auch Gegenbeispiele: Kanadische Medien berichteten einer Analyse zufolge 2018 mit einer unterstützenden Haltung über die französische Gelbwesten-Bewegung.
[4]

Ich möchte an dieser Stelle betonen: Es gibt keine neutrale Berichterstattung. Im Journalismus gibt es keine »Neutralität«, auch wenn manche das immer noch krampfhaft behaupten. Wir haben als Journalist*innen immer eine Tendenz. Das beginnt schon mit der Entscheidung, welche Stimmen wir in unseren Texten zu Wort kommen lassen und welche nicht – und in welcher Reihenfolge wir die Protagonist*innen sprechen lassen, wenn wir »beide Seiten« beleuchten wollen. Das zeigt sich auch daran, welchen Themen wir Raum geben und welchen nicht. Vor allem bei politischen Themen spielen Medien eine entscheidende Rolle: Sie transformieren Ereignisse. Sie machen sie sichtbar oder eben nicht. Medien können Proteste entweder legitimieren oder delegitimieren. Sie entscheiden darüber, ob Bewegungen eine Stimme bekommen oder im öffentlichen Diskurs untergehen – und damit beeinflussen sie auch ihren Erfolg oder Misserfolg, wie Studien immer wieder zeigen.
[5] Es vergrößert natürlich den Einfluss und die Reichweite einer Protestbewegung erheblich, wenn Medien ihr Aufmerksamkeit schenken.

Besonders relevant wird die internationale Mediengemeinschaft, wenn es um Proteste in autoritären Regimen geht, in denen die Medien streng reguliert und staatlich zensiert werden. Öffentliche Mobilisierung und Proteste werden gezielt unterdrückt. Die Berichterstattung in den staatlichen Medien wird manipuliert – das wichtigste Instrument autoritärer Staaten. Proteste werden als Bedrohung der öffentlichen Ordnung dargestellt, Protestierende als ausländische, feindliche Agent*innen. Das ist weltweit in autoritären Staaten zu beobachten und natürlich auch in Iran. Die Protestierenden wurden als israelische oder US-amerikanische Agent*innen diffamiert, die die öffentliche Ordnung durch terroristische Akte stören. Während der »Frau, Leben, Freiheit«-Bewegung hieß es, die Frauen wollten alle nur nackt sein. Dieser unfassbare Vorwurf, der in den ersten Monaten die Verlautbarungen des Regimes dominierte, war eine vollkommen absurde Erfindung.

In solchen Kontexten übernehmen ausländische Medien eine Art Ersatzrolle: Sie kompensieren das Fehlen unabhängiger nationaler Berichterstattung. Vor allem die iranischen Exilmedien sind im Kontext Iran relevant. Die »herkömmlichen« internationalen Medien sind aber nicht aus der Verantwortung zu nehmen. Ihre Darstellungen der Proteste können das internationale Bewusstsein für eine Protestbewegung schärfen und ihr globale Bedeutung verleihen.
[6]

Es gibt umfangreiche Forschung dazu, welche Faktoren die Wahl bestimmter medialer Frames beeinflussen. Das politische System im Herkunftsland der Medien spielt beispielsweise eine große Rolle, aber auch der Ort der Proteste, die Beziehungen zwischen den beteiligten Staaten, die Ziele der Protestierenden und deren Kommunikationsstrategien. Ein Beispiel: 2015 analysierten Matthew A. Baum und Yuri M. Zhukov die Berichterstattung über die Proteste 2011 in Libyen in 113 Ländern und stellten deutliche Unterschiede fest.
[7] In demokratischen Staaten berichteten die Medien mit dem Fokus auf Verbrechen der Regierung und dem friedlichen Widerstand, während nicht demokratische Staaten die Gewalt der Protestierenden betonten und ein antirevolutionäres Narrativ stützten. Es zeigt sich wieder: Berichterstattung ist keineswegs neutral, auch und vor allem nicht über Proteste. Sie spiegelt immer politische Interessen, Machtverhältnisse und ideologische Ausrichtungen wider und prägt so maßgeblich, wie die globale Öffentlichkeit und internationale Politik auf Protestbewegungen reagieren.

Im Falle Irans ist es für deutsche Medien besonders einfach, sich auf die Seite der Protestbewegungen zu stellen. Der Grund scheint offensichtlich: Hier stellen sich mutige Menschen, 2022 vor allem mutige Frauen, gegen die Mullahs. Dennoch sehen wir immer wieder Artikel oder Aussagen von Politiker*innen, die von »Gewalt auf beiden Seiten« sprechen, als wäre es gleichwertig, dass die eine Seite mit schweren Waffen kämpft und die andere Seite Steine zur Selbstverteidigung wirft. Was mich jedoch besonders zu Beginn der »Frau, Leben, Freiheit«-Proteste in Iran an der deutschen Berichterstattung gestört hat: die Fokussierung auf den Hijab.

Ja, die Proteste begannen, nachdem Jina wegen eines angeblich schlecht sitzenden Hijabs getötet wurde. Ja, die Frauen verbrannten auf den Straßen ihre Kopftücher. Aber die Proteste als »Anti-Hijab-Proteste« zu framen, wie es vor allem in den ersten Tagen und Wochen immer wieder geschah, ist einfach falsch. Es ging in Iran nie darum, »gegen den Hijab« zu protestieren, sondern gegen den Hijabzwang. Selbstbestimmung ist hier das entscheidende Kriterium. Das hat man auch daran gesehen, dass es unzählige Bilder gab von Frauen mit und ohne Kopftuch, die gemeinsam protestieren gingen, sich an den Händen hielten und zeigten: Wir sind im Kampf vereint. Es geht um die Freiheit, selbst zu entscheiden, ob man ein Kopftuch tragen möchte oder nicht.


Fatemeh Sepehri ist das beste Beispiel dafür. Trotz des gleichen Nachnamens sind wir nicht verwandt. Fatemeh ist eine der bekanntesten Aktivistinnen des Landes. Sie ist eine tiefreligiöse muslimische Witwe. Sie trägt nicht nur ein Kopftuch, sondern einen schwarzen Tschador, also eine Ganzkörperverschleierung. Und sie trägt ihren Tschador freiwillig, wie sie immer wieder betont. Aber sie sitzt als politische Gefangene im Gefängnis, unter anderem deshalb, weil sie sich öffentlich dafür einsetzt, dass Frauen selbst entscheiden dürfen, ob sie ein Kopftuch tragen. An dieser Stelle eine Erinnerung an alle: Diejenigen, die den Hijab aufzwingen wollen, unterscheiden sich nicht von denen, die den Hijab verbieten wollen. Lasst Frauen selbst entscheiden.

Es hat lange gedauert, das Narrativ der »Anti-Hijab-Proteste« in deutschen Medien aufzubrechen. Das war vor allem dem Engagement deutsch-iranischer Aktivist*innen und Journalist*innen zu verdanken. Aber in einem Klima, in dem ständig über das Kopftuch als etwas Negatives gesprochen wird – ich möchte hier an Alice Weidel (AfD) und ihr »Kopftuchmädchen«-Zitat erinnern oder an das Kopftuchverbot für Lehrerinnen an Schulen und im Polizeidienst –, scheint es passend, die Proteste in Iran auf das Kopftuch zu reduzieren. Wir erinnern uns: Politische Umstände beeinflussen das mediale Framing von Protesten.

Ein weiteres Beispiel sind die Proteste in Gaza 2025. Zwei Jahre lang haben Menschen in Deutschland, bequem aus Fernsehstudios heraus, den Menschen in Gaza »vorgeworfen«, dass sie nicht gegen die Hamas protestierten. Als wäre das die oberste Priorität für zwei Millionen Menschen, die systematisch von Israel ausgehungert werden und versuchen, einen Genozid zu überleben. Als wäre das so einfach unter der Herrschaft einer Terrororganisation, die nicht friedlich dabei zuschauen wird, wie Menschen gegen sie protestieren. Aber für deutsche Expert*innen in Talkshows scheint das natürlich machbar.

Im März 2025 gingen Medienberichten zufolge in Gaza Tausende mit weißen Fahnen auf die Straße. In den deutschen Medien jedoch wurde stark vereinfacht und je nach politischer Ausrichtung geframt: Die einen schrieben von Protesten gegen die Hamas, die anderen von Protesten gegen Netanyahus Kriegsführung. Dass die Menschen gegen beides aufbegehrten, dass auf dieser Demonstration Parolen sowohl gegen die Hamas als auch gegen Netanjahu zu hören waren, wurde nur in den wenigsten Berichten deutlich. Da gehen Menschen unter höchster Lebensgefahr auf die Straße, und wir schaffen es nicht einmal, ihre Stimmen adäquat wiederzugeben. Erbärmlich.


Wer bestimmt, was Medien berichten?

Proteste finden nicht nur auf den Straßen, sondern auch im Kopf der Öffentlichkeit statt – und in den Nachrichtenredaktionen. Medien sind keine neutralen »Spiegel der Wirklichkeit«, wie wir bereits festgestellt haben. Sie sind vielmehr ein Machtinstrument, das darüber entscheidet, welche Proteste sichtbar werden, wie sie dargestellt werden und welche Geschichten überhaupt erzählt werden. Im Falle der Proteste in Iran zeigt sich dieses Machtgefälle besonders deutlich.

Schauen wir uns exemplarisch die Berichterstattung während der »Frau, Leben, Freiheit«-Bewegung 2022 an: Schon früh wurde deutlich, wie stark sie von politischen Interessen und Strukturen beeinflusst wird. Internationale und auch deutsche Medien verzerrten beispielsweise die Rolle der Sittenpolizei. Ende 2022 titelten nahezu alle Medien groß, die Sittenpolizei sei abgeschafft worden. Sofort machten Aktivist*innen und iranische Exil-Journalist*innen darauf aufmerksam, dass diese Darstellung falsch und irreführend ist. Die Moralpolizei ist nie abgeschafft worden, das erklärten auch staatliche Medien der Islamischen Republik später. Die Berichte basierten auf der unklaren Äußerung eines Staatsanwalts und nicht auf einer offiziellen Entscheidung. Doch diese Propaganda des Regimes, diese Falschmeldung wurde munter von deutschen Redaktionen übernommen und abgedruckt.

Das Problem ist hier nicht ein einzelnes Missverständnis. Das Problem ist, dass westliche Medien tendenziell die Statements von offiziellen Sprecher*innen und Institutionen des Regimes als Fakten übernehmen, oft ohne Kontext oder kritische Hinterfragung. Das hat gleich mehrere Effekte: Es verleiht dem Regime den Anschein von Reformbereitschaft, die aber faktisch nicht existiert, und suggeriert eine Stabilität des Machtapparates, die es nicht gibt. Und: Es lenkt die Aufmerksamkeit von der Protestbewegung ab.

Der Umgang mit dieser Falschmeldung ist ein Paradebeispiel dafür, wie mediale Frames Protestdeutungen festlegen: Nicht die Lebensrealität der Menschen in Iran wird wiedergegeben, sondern die Aussagen des Staates. Dass monatelang iranischen Expert*innen nicht zugehört wurde, die immer wieder betonten, dass diese Meldung falsch ist, verdeutlicht die Arroganz deutscher Redaktionen, mit der auf Iraner*innen herabgeblickt wird. Zu emotional seien wir, zu nah dran. Uns wird nicht geglaubt.

Dass später Medien richtigstellten, dass die Abschaffung der Sittenpolizei ein Mythos war, ändert nichts daran, dass der Schaden längst angerichtet worden war. Die Verbreitung solcher Fake News schadet der Protestbewegung, weil der Eindruck entsteht, die Protestbewegung habe ihre Ziele erreicht, obwohl keine substanzielle politische Änderung stattgefunden hat.

Ähnlich verhält es sich mit der Zahl der Opfer, die von offizieller Seite verkündet wird: Der iranische Staat berichtet von niedrigen Opferzahlen, während Aktivist*innen und Menschenrechtsorganisationen weit höhere Zahlen melden. Beide Seiten werden in Medien gegenübergestellt, ohne zu erläutern, wie die Daten erhoben wurden, oder die systematische Zensur und Abschottung zur Sprache zu bringen. Die Folge ist, dass viele Außenstehende glauben, Proteste seien »überstanden«, weil offizielle Zahlen niedrig erscheinen, obwohl die Proteste weitergehen und Tausende Opfer zu beklagen sind.

Ein weiteres strukturelles Problem der Berichterstattung ist die Abnahme der Aufmerksamkeit mit der Zeit. Nicht, weil die Proteste aufgehört haben, sondern weil sie nicht mehr so komfortabel ins Nachrichtenformat passen. Gerade hierzulande wird oft ein Fokus auf Ereignisse gelegt, die neu, spektakulär oder konfliktgeladen erscheinen. Geben die Proteste dagegen keinen »Top-Story-Moment« mehr her, rücken sie schnell aus dem Blickfeld. Gerade bei lang anhaltenden Bewegungen wie in Iran führt diese Dynamik dazu, dass sie in Medienberichten allmählich als »historisches Ereignis« erscheinen. Nach der blutigen Niederschlagung der Massenproteste Mitte Januar 2026 berichteten die Medien nur noch sporadisch über den fortdauernden Widerstand, während auf Social Media weiterhin Videos, Bilder und Augenzeug*innenberichte aus Iran kursierten.

Diese Dynamik hat zwei Effekte: Die Öffentlichkeit nimmt die Proteste als beendet wahr, obwohl sie weitergehen. Und: Bei politischen Entscheidungsträger*innen geht die Einsicht verloren, dass Handlungsdruck besteht. Beides unterminiert nicht nur die Sichtbarkeit, sondern auch die politische Wirkung von Protestbewegungen. Mir ist bewusst, dass es Redaktionen nicht möglich ist, das ganze Jahr über intensiv auf Iran zu schauen, wo es doch so viele Länder und Konflikte weltweit gibt. Im Laufe dieses Buches werde ich konkrete Vorschläge unterbreiten, wie Medien ihre Iran-Berichterstattung verbessern können, ohne zwingend Iran als einziges Land priorisieren zu müssen.

Das Wichtigste, das sich medial ändern muss, ist die Auffassung, dass Widerstand ausschließlich in Massenprotesten zum Ausdruck kommt. Wenn wir nicht Tausende auf den Straßen Parolen rufen sehen, dann heißt das nicht, dass Proteste vorbei sind. In Ländern wie Iran, wo seit Jahren gegen ein autoritäres Regime gekämpft wird, verschiebt sich die Form des Protests von massenhaften Straßenaktionen zu verdeckten, lokal verankerten, kontinuierlichen Momenten des Widerstands. Proteste verändern ihre Form ständig, auch wenn sie nicht mehr jede Nachrichtensendung dominieren. Sie bleiben sichtbar in Menschenleben, in sozialen Netzwerken, in Bildern und in alltäglichen Akten des Ungehorsams. Gerade deshalb gilt: Medien können Proteste sichtbar machen, aber sie können sie auch unsichtbar machen. Und oft tun sie leider genau Letzteres.

Wenn in Iran Massenproteste ausbrechen, ist es wichtig, zu verstehen, dass das kein kurzzeitiges, spontanes Aufbegehren ist, sondern der Normalzustand eines Landes, das sich seit Jahrzehnten im Widerstand befindet. Dieser Widerstand wird durch verschiedene Protestformen von verschiedenen Gruppen getragen.







Kapitel 2 
Die Revolution der Frauen

Eine gängige mediale Erzählung zu Beginn der »Frau, Leben, Freiheit«-Bewegung in Iran: Endlich stehen die Frauen Irans auf. In vielen Texten klang es so, als wären die Frauen zum ersten Mal für ihre Rechte auf die Straße gegangen. Dieses Narrativ ist nicht nur falsch, sondern macht die Kämpfe der iranischen Frauenrechtsbewegung des letzten Jahrhunderts unsichtbar. Sie begann nämlich nicht erst im September 2022 mit der Ermordung Jina Aminis und auch nicht erst 1979. Seit Jahrzehnten kämpfen die Frauen in Iran für ihre Rechte. Werfen wir einen kurzen Blick auf diese beeindruckende Geschichte:

Bereits der konstitutionellen Revolution (1905 – 1911) schlossen sich viele Frauen an, einige bezahlten dafür mit ihrem Leben. Das Ziel war, die Macht der Monarchie einzuschränken und ergänzend ein parlamentarisches System einzuführen. In dieser Zeit erschienen die ersten von Frauen herausgegebenen Magazine, und mehr und mehr folgten über die Jahre. 1922 gründete Mohtaram Eskandari die »Patriotische Frauenorganisation«; sie wurde daraufhin festgenommen und ihr Haus niedergebrannt. Trotz der Repressionen entstanden zahlreiche weitere Frauenvereinigungen. Oftmals stammten die Aktivistinnen aus Familien bekannter Konstitutionalist*innen und gehörten der gebildeten Mittelschicht an.

Die Frauenrechtsbewegung wurde immer größer, bis die Regierung von Reza Schah Pahlavi 1933 die letzten Frauenvereine auflöste. Drei Jahre später führte er ein Hijab-Verbot ein. Frauen mit Hijab waren daraufhin gezwungen, in ihren Häusern zu bleiben.

Vor allem ab den 1960er-Jahren erkämpften sich die Frauen Stück für Stück ihre Rechte. 1963 wurde während der »Weißen Revolution« das Frauenwahlrecht eingeführt, und sechs Frauen zogen ins Parlament ein. Am Ende des Jahrzehnts arbeiteten Frauen auch endlich in Justiz und Polizei. Farrokhroo Parsa wurde 1968 die erste Bildungsministerin und die erste Frau in einem iranischen Kabinett. 1969 wurden erstmals Richterinnen ins Amt berufen, darunter auch die spätere Friedensnobelpreisträgerin Shirin Ebadi. Mit dem neuen Familiengesetz von 1975 gab es Fortschritte im Scheidungs- und Sorgerecht. Natürlich war eine vollständige Geschlechtergerechtigkeit noch lange nicht erreicht, aber die Frauen nahmen sich nach und nach ihren Platz.

Einen großen Backlash erfuhren sie dann 1979. Frauen spielten eine tragende Rolle bei der Revolution gegen den Schah. Sie glaubten an ein freieres System. Doch ihre Rechte wurden radikal eingeschränkt. Das zuvor erkämpfte modernere Familiengesetz wurde abgeschafft, die Steinigung wurde eingeführt, ebenso wie die Verschleierungspflicht. Doch wer glaubt, dass die Frauen erst vier Jahrzehnte später dagegen aufbegehrten, der irrt gewaltig: Bereits zum feministischen Kampftag am 8. März 1979, also drei Wochen nach Ausrufung der Islamischen Republik, gingen Tausende Frauen in Teheran auf die Straße und protestierten für ihre Rechte. »Freiheit ist weder westlich noch östlich, sie ist universell«, riefen sie.

Die neuen Machthabenden ließen sich davon jedoch nicht beeindrucken. Die erste Bildungsministerin Farrokhroo Parsa wurde hingerichtet. Frauen durften nicht mehr als Richterinnen arbeiten oder ein Fußballstadion besuchen. Vor Gericht zählt ihre Stimme seitdem nur noch halb so viel wie die eines Mannes, im Erbrecht steht ihnen nur halb so viel zu wie einem Mann. Gegen all die Rückschritte in ihren Rechten protestieren Frauen immer wieder. 2006 starteten Aktivistinnen die Kampagne »Eine Million Unterschriften«; sie wollten die diskriminierenden Gesetze in den Bereichen Ehe, Scheidung, Erbe ändern und gegen Gewalt an Frauen protestieren. Die Aktivistinnen wurden vom Regime diffamiert, angegriffen, verfolgt und inhaftiert. Auch gegen Steinigungen organisierten sich Feministinnen und schufen politische Kampagnen, bis diese Hinrichtungsmethode 2002 von der Justiz ausgesetzt – nicht abgeschafft – wurde. Die Schriftstellerin Golrokh Iraee war eine von denen, die sich gegen die Steinigung einsetzten.

Sie sind bewundernswert, die Frauen in Iran. Sie sind organisiert, mutig und bestens vernetzt. Immer wieder erfinden sie sich neu und denken sich noch größere und noch sichtbarere Aktionen und Kampagnen aus. Am 27. Dezember 2017 stellte sich beispielsweise Vida Movahed auf einen Stromkasten in der Enghelab-Straße in Teheran, die »Revolutionsstraße«, eine der größten und belebtesten Straßen der Hauptstadt. Ihr weißes Kopftuch war um einen Stock gebunden. Fast eine Stunde lang stand sie auf diesem Stromkasten, ihren Hijab um einen Stab gebunden, und protestierte damit gegen den Kopftuchzwang. Noch am selben Tag wurde sie festgenommen, doch das Bild von ihr ging viral – im Land und international. Sie inspirierte unzählige Frauen in Iran, es ihr nachzumachen. In den nächsten Wochen standen immer wieder Frauen auf demselben Stromkasten, teils unter dem Beifall der Männer. Der Protest wuchs immer weiter und mit ihm auch die staatliche Repression. Amnesty International zufolge wurden in diesen Wochen mehr als 35 Frauen verhaftet und gefoltert, weil sie an den Protesten gegen den Kopftuchzwang teilgenommen hatten.
[8] Am feministischen Kampftag 2018 demonstrierten mehr als 100 Menschen vor dem Arbeitsministerium, die meisten von ihnen wurden ins Gefängnis geworfen.

Etwa zur gleichen Zeit rief auch die Exil-Aktivistin und Journalistin Masih Alinejad zu »Weißen Mittwochen« auf, bei denen Frauen Fotos und Videos von sich posteten, wie sie ohne Hijab auf den Straßen Irans unterwegs waren. Die Proteste wurden über die Jahre und Jahrzehnte immer stärker und kulminierten schließlich in der »Frau, Leben, Freiheit«-Bewegung im September 2022, als Jina Amini von der Sittenpolizei ermordet wurde.


Staatliche Femizide

Die Ermordung von Jina Amini war weder der erste noch der letzte staatliche Femizid in der Islamischen Republik Iran. Auch wenn die Medienberichterstattung in Deutschland über den Kampf der Frauen in Iran im Frühjahr 2023 abnahm, wurden weiterhin Frauen festgenommen und misshandelt, die sich nicht an die Kleidervorschriften hielten.

Am 1. Oktober 2023 fährt die 17-jährige Armita Garavand mit der Teheraner Metro, als sie von einer Sittenwächterin angesprochen wird, weil sie kein Kopftuch trägt. Nachdem Armita sich weigert, ein Kopftuch aufzusetzen, wird die Sittenwächterin handgreiflich. Geleakte Aufnahmen der Überwachungskameras zeigen, wie Armitas Freundinnen ihren bewusstlosen Körper aus der U-Bahn ziehen. Armita wird mit einer Hirnverletzung in ein Krankenhaus eingeliefert. Das Regime dementiert – natürlich – Gewalt seitens der Moralpolizei. Ihnen zufolge sei Armita lediglich wegen niedrigen Blutdrucks gestürzt und mit dem Kopf aufgeschlagen. Doch nach den Lügen rund um den Tod von Jina Amini glaubt in Iran niemand mehr dem Regime. Zu frisch sind die Wunden der Bevölkerung.

Armita liegt wochenlang im Koma. Das Regime verhindert mit aller Härte, dass Informationen über sie an die Öffentlichkeit gelangen. Der Tod einer jungen Frau soll nicht erneut Proteste auslösen. Und so spielen sie mit Verwirrung. Immer wieder kommt die Meldung, Armita sei tot. Sie wird dementiert, dann erneut bestätigt. Ihre Eltern werden im Krankenhaus unter Druck gesetzt, in den Staatsmedien zu behaupten, ihre Tochter habe Vorerkrankungen gehabt – ebenso wie die Eltern von Jina Amini ein Jahr zuvor.

Am 22. Oktober wird Armita schließlich offiziell für hirntot erklärt. Ihren Eltern wird verboten, sie in ihrer Geburtsstadt, in der kurdisch geprägten Stadt Kermanshah, zu beerdigen. Zu groß ist die Angst der Mullahs, dass erneut die Kurd*innen bei einer Beerdigung zu Protesten aufrufen. Also wird die Familie gezwungen, Armita auf dem Behesht-e-Zahra-Friedhof in Teheran zu beerdigen. Um ihr Grab herum wird ein Gerüst aufgestellt, um Besucher*innen fernzuhalten. Unter strengen Sicherheitsmaßnahmen wird Armita beigesetzt.

Trotz zahlreicher Sicherheitskräfte rufen die Trauernden Protestparolen. Mindestens 15 Personen werden Berichten zufolge inhaftiert.
[9] Auch Mohammad Garavand, ein Familienangehöriger der toten Schülerin, wird festgenommen, ebenso wie prominente Stimmen der Oppositionsbewegung. Die renommierte Menschenrechtsanwältin Nasrin Sotudeh, die sich zu dem Zeitpunkt eigentlich per Kaution in einem Hafturlaub befindet, kommt zur Beerdigung, wird geschlagen und zwischenzeitlich festgenommen. Manzar Zarabi, die im Jahr 2020 vier Familienangehörige beim Abschuss des ukrainischen Passagierflugzeugs PS752 durch die Revolutionsgarde der Islamischen Republik verloren hat und seither für Gerechtigkeit kämpft, nimmt ebenfalls an der Beerdigung teil und wird verhaftet. Aus dem Evin-Gefängnis heraus meldet sich die frisch ausgezeichnete Friedensnobelpreisträgerin Narges Mohammadi mit einem Brief zu Wort, der von ihrer Familie im Ausland auf Instagram veröffentlicht wird. »Armita Garavand, voller Lebensfreude, wurde wegen ihrer schönen Haare, die sie nicht unter dem Zwangshijab verbergen wollte, an den Rand des Todes geschickt«, schreibt sie darin. Sie kritisiert, dass die Meldungen über Armitas Ermordung manipuliert wurden.
[10]

Doch nicht nur unter den politischen Aktivist*innen ist die Empörung groß. Unmittelbar nach den ersten Meldungen über den Angriff auf Armita Garavand in der U-Bahn werden in verschiedenen Teilen Teherans Banner mit ihrem Gesicht aufgehängt und bleiben wochenlang hängen. Ihr Name wird als Hashtag auf Wände gesprüht. Im Teheraner Stadtteil Ekbatan rufen die Bewohner*innen aus ihren Häusern Parolen wie »Nieder mit dem Diktator« oder »Nieder mit dem kindertötenden Regime«, um sich mit Armita zu solidarisieren. Bei Protesten in der Provinz Ilam im Westen des Landes werden zwei Personen festgenommen.

Und auch international gibt es Empörung und Solidarität. Die damalige deutsche Außenministerin Annalena Baerbock kommentiert auf X: »Die Brutalität des Regimes hat ihre Zukunft geraubt.«
[11] Auch andere Politiker*innen äußern sich. Ein Jahr nach der Ermordung von Jina Amini und dem Ausbruch der »Frau, Leben, Freiheit«-Proteste ist in Deutschland die Erinnerung an die Brutalität des Regimes noch frisch. Anders sieht es dann ein Jahr später aus, als erneut eine junge Frau ebendieser Brutalität zum Opfer fällt: Arezoo Badri.

Im Juli 2024 wird die 31-Jährige von der Polizei in ihrem Auto angeschossen, weil sie kein Kopftuch trägt. Kurz zuvor hatte das Regime angekündigt, Verstöße gegen die Kleidervorschriften strenger zu ahnden. Seitdem werden Autofahrerinnen per Videoüberwachung identifiziert und per SMS gewarnt. Ihnen drohen hohe Geldstrafen, die Beschlagnahmung des Fahrzeugs sowie Festnahmen.

Ein solcher Beschlagnahmungsbefehl soll auch an Arezoos Auto gehangen haben, als die zweifache Mutter am 22. Juli mit ihrer Schwester in der Provinz Mazandaran unterwegs ist. Als die Polizei ihr Auto anhält und beschlagnahmen will, weigert sie sich. Daraufhin schießt ein Polizist von der Fahrerseite aus direkt auf die 31-Jährige. Die Kugel dringt in ihre Lunge ein und beschädigt ihr Rückenmark schwer. Sie wird zunächst in einem Krankenhaus in der Stadt Noor versorgt und anschließend zur Lungenoperation an einen anderen Ort verlegt. Nach einer Woche wird sie erneut verlegt, diesmal in ein Krankenhaus in Teheran. Die Kugel kann erst zehn Tage nach dem Angriff aus ihrem Körper entfernt werden. Kurz darauf muss sie aufgrund eines Lungenödems erneut operiert werden. Sie ist seitdem von der Hüfte abwärts gelähmt.

Auch hier versucht das Regime, jegliche Information über sie zu unterdrücken. Im Krankenhaus herrschen höchste Sicherheitsvorkehrungen. Ihre Angehörigen werden stark unter Druck gesetzt. Sie dürfen Arezoo nur kurz besuchen und müssen ihre Mobiltelefone abgeben – damit keine Fotos von ihr im Krankenbett kursieren, wie zwei Jahre zuvor bei Jina Amini. Dennoch schaffen es einige Bilder in die sozialen Medien. Arezoo wird noch im Krankenhaus gezwungen, in den Staatsmedien ein »Geständnis« abzulegen.

In die deutschen Medien schafft es Arezoos Fall nur oberflächlich. Solidarität aus der Politik? Wenig. Es sind vor allem iranische Aktivist*innen und Journalist*innen in der Diaspora, die auf sie aufmerksam gemacht haben. Zwei Jahre nach Ausbruch der »Frau, Leben, Freiheit«-Proteste scheinen die mutigen Frauen Irans schon wieder in Vergessenheit geraten zu sein.


Ungehorsam im Alltag

Auch wenn die Medien nicht mehr berichteten, wurde weiterhin gegen den Zwangshijab und für fundamentale Rechte gekämpft. Immer mehr Frauen gehen ohne Kopftuch aus dem Haus. Jeder Schritt ist ein Akt der Revolution und erschüttert das Regime in seinem Fundament. Am feministischen Kampftag 2025 versammelten sich beispielsweise über 70 Aktivist*innen in Teheran– mit dabei unter anderem die Friedensnobelpreisträgerin Narges Mohammadi, die sich zu dem Zeitpunkt in einem medizinischen Hafturlaub befand. Sie erinnerten an Jina Amini und all jene, die im Kampf für Freiheit ihr Leben verloren haben. Sie skandierten Parolen, sangen Protestlieder. Sie forderten ein Ende der Femizide und Kinderehen, demonstrierten gegen Armut und Diskriminierung und für die Abschaffung der Todesstrafe.

Es ist dieser zivile Ungehorsam, den das Regime nicht mehr einfangen und zurückdrängen kann. Die Bilder von Frauen, die tagtäglich ohne Kopftuch auf die Straße gingen, schafften es schließlich 2025 auch in Deutschland wieder in die Schlagzeilen.

Kommentator*innen sprachen von einer Liberalisierung der Islamischen Republik. Die Frauen hätten sich ihre Rechte erkämpft, sie hätten gewonnen. Es wurde der Eindruck erweckt, die Revolution sei gelungen, nun herrsche Freiheit für die Frauen Irans. Das Problem an der Erzählung: Nichts davon stimmte. Die vermeintlichen Freiräume waren keine politischen Zugeständnisse des Regimes, sondern Ausdruck eines wachsenden zivilen Ungehorsams. Und was die Frauen da taten – ohne Kopftuch auf die Straße gehen –, steht nach wie vor unter Strafe!

Im Herbst 2025 ging ein Video von einem Rockkonzert auf den Straßen Teherans viral. Es wurde gesungen und getanzt, ohne Geschlechtertrennung und teilweise auch ohne Hijab. Zeitgleich verkündeten die Behörden des Regimes die Gründung eines neuen »Sitten- und Hijabkoordinierungszentrums«, das den staatlichen Kontrollapparat bündeln und stärken sollte. Zudem wurden 80 000 »freiwillige Helfer*innen« rekrutiert, die die Kleidervorschriften auf den Straßen Teherans durchsetzen sollten. Und das Rockkonzert? Einige der Besucher*innen und Bandmitglieder wurden festgenommen. Kurz darauf, im Dezember 2025, verbreiteten sich Videos von einem Marathon auf der Insel Kisch, an dem unzählige Frauen ohne Kopftuch teilnahmen. Auch hier gilt: Das ist ziviler Ungehorsam, ein mutiger Protest. Und auch hier wurden einige Organisatorinnen und Läuferinnen im Anschluss verhaftet.

Die Berichterstattung über die Frauenrechte in Iran suggerierte stellenweise, das Regime ziehe sich faktisch zurück und verfolge Frauen, die ohne Hijab auf die Straße gehen, nicht mehr. Tatsächlich existieren die gesetzlichen Vorschriften zur vollständigen Verschleierung unverändert weiter und verschärfen sich sogar. Wer kein oder ein »schlechtes« Kopftuch trägt, wird weiterhin strafrechtlich verfolgt – es drohen Geld- und Haftstrafen und sogar Peitschenhiebe. Parallel dazu nimmt die digitale Überwachung weiter zu, durch Kamerasysteme und fortgeschrittene Identifikationstechnologien – darunter auch Kameras des deutschen Herstellers Bosch.

Diese Diskrepanz zwischen der öffentlichen Wahrnehmung im sogenannten Westen und der tatsächlichen politischen Situation in Iran birgt Risiken. Sie verharmlost die Gefahr, der die Frauen in der Islamischen Republik Iran ausgesetzt sind, und macht gleichzeitig die Repression der Behörden unsichtbar. Es ist wichtig, dass sich die Videos der Proteste und Aktionen viral verbreiten, damit wir die mutige Zivilgesellschaft sehen. Medien sind aber hier in der Verantwortung, den politischen Kontext, in dem diese Videos entstehen, korrekt einzuordnen: Was wir sehen, ist Ausdruck kollektiven Mutes und Widerstands, nicht aber einer vermeintlichen staatlichen Toleranz. Diese Demonstrationen, Läufe, Konzerte markieren keine politische Öffnung, sondern zeigen Frauen, die trotz eines sehr hohen persönlichen Risikos ihre Handlungsspielräume nutzen, die ihnen rechtlich nicht zugestanden werden.
...
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